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Beschlussempfehlung 
 
Dem Antrag auf Zustimmung des Landtags zum Staatsvertrag gem. Art. 66 Satz 2 der 
Landesverfassung, Drucksache 17/9301, wird zugestimmt. 
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Bericht  
 
A Allgemeines  
 
Der Antrag auf Zustimmung des Landtags zum „Staatsvertrag zwischen dem Land Nordrhein-
Westfalen und dem Land Rheinland-Pfalz über die Provinzial Rheinland Holding“, Drucksache 
17/9301, wurde am 27. Mai 2020 nach erster Lesung vom Plenum federführend an den 
Hauptausschuss und zur Mitberatung an den Haushalts- und Finanzausschuss, den 
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen sowie an den Innenausschuss 
überwiesen. 
 
 
B Beratung 
 
Der federführende Hauptausschuss befasste sich mit dem Antrag erstmalig und abschließend 
in seiner Sitzung am 18. Juni 2020 gemeinsam mit dem Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen.  
 
Den Kommunalen Spitzenverbänden wurde zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben; 
sie haben von dieser Möglichkeit jedoch keinen Gebrauch gemacht.  
 
Der mitberatende Innenausschuss votierte in seiner Sitzung am 17. Juni 2020 einstimmig 
zustimmend. 
 
Mit dem gleichen Abstimmungsverhalten hat der mitberatende Haushalts- und 
Finanzausschuss  in seiner Sitzung am 18. Juni 2020 ebenfalls einstimmig zustimmend votiert. 
 
Auch der Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen votierte am 18. Juni 2020 
einstimmig zustimmend für den Antrag. 
 
 
C Ergebnis 
 
In der abschließenden Abstimmung des Hauptausschusses wurde dem Antrag mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD 
einstimmig zugestimmt. 
 
 
 
 
Dr. Marcus Optendrenk  
Vorsitzender 
 


